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»Standortschließung und -verlagerung«

THEMATIK K�ndigung wegen Betriebs�bergangs, Tarifvertragsrecht

SCHWIERIGKEITSGRAD Examen

BEARBEITUNGSZEIT 5 Stunden

HILFSMITTEL dtv-Ausgabe Arbeitsgesetze, aktuelle Auflage

n SACHVERHALT
Das in der Holzindustrie t�tige Unternehmen U, Mitglied des Arbeitgeberverbandes AGV, be-

sch�ftigt insgesamt 90 Mitarbeiter an unterschiedlichen Standorten. In der Zentrale in Hamburg

befinden sich die Abteilungen Buchhaltung, EDV, Personal sowie die Unternehmensleitung. Es gibt

dort einen Betriebsrat. An drei weiteren Standorten befinden sich Verkaufsh�user, in denen U eigene

und fremde M�bel verkauft. Am Standort Kiel (K), an dem es als einzigem Verkaufsstandort keinen

Betriebsrat gibt, sind 9 Arbeitnehmer sowie zwei Verkaufsleiter besch�ftigt. Am Standort L�beck (L)

werden M�bel hergestellt. Es besteht ein Gesamtbetriebsrat. Wegen wirtschaftlicher Schwierigkeiten

ist U gezwungen, sich strategisch neu auszurichten, um den Fortbestand des Unternehmens zu

sichern. Aus diesem Grund stehen mehrere Maßnahmen an:

I. Zum einen m�chte U die langen Wege zwischen Produktion und Verkauf reduzieren. U

beschließt daher im Fr�hjahr 2005, das Verkaufshaus in K zum Ende des Jahres 2005 endg�ltig

zu schließen. Die – hierzu erm�chtigten – Verkaufsleiter sprechen Mitte 2005 allen Besch�ftigten am

Standort K form- und fristgerecht betriebsbedingte K�ndigungen zum 31.12.2005 aus, ohne zuvor

eine Sozialauswahl durchzuf�hren. Mitte Dezember 2005 findet U �berraschenderweise einen

P�chter (P). P handelt ebenfalls mit M�beln, allerdings mit einem anderen Sortiment. An der

Ausstattung des Verkaufshauses werden Ver�nderungen vorgenommen. Der Kundenkreis des Ver-

kaufsbetriebs des P bleibt jedoch angesichts der zentralen Lage des Verkaufshauses im Wesentlichen

gleich. Die beiden Verkaufsleiter und drei Verk�ufer, die schon bei U gearbeitet haben, werden von

P �bernommen, außerdem der Hausmeister. Betroffen von einer K�ndigung ist auch der schwer-

behinderte Arbeitnehmer A, der erst im Januar 2004 als Verk�ufer eingestellt wurde. Zuvor hatte U

die Zustimmung des Integrationsamtes zur K�ndigung des A beantragt, die erteilt und sowohl dem

U als auch A zugestellt wurde. A erhebt innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des K�ndigungs-

schreibens Klage gegen die K�ndigung; außerdem legt sein Anwalt rechtzeitig Widerspruch gegen

die Zustimmung des Integrationsamtes ein. A h�lt die K�ndigung f�r unwirksam. Die Strategie des

U sei falsch, was er mit dem Sachverst�ndigen-Gutachten eines f�hrenden �konomen belegen

k�nne. Zudem habe – was tats�chlich nicht erfolgt ist – der Gesamtbetriebsrat zu seiner K�ndigung

angeh�rt werden m�ssen. Eine wirksame Zustimmung des Integrationsamtes liege wegen seines

Widerspruchs nicht vor. Die K�ndigung sei auch wegen der nicht erfolgten Sozialauswahl unter

Einschluss der beiden anderen Verkaufsh�user unwirksam. Außerdem habe er sich privat »computer-

technische F�higkeiten« angeeignet, und die EDV-Abteilung in Hamburg suche gerade – dies trifft

zu – einen Programmierer. Die K�ndigung sei nur wegen des geplanten Inhaberwechsels erfolgt.

II. Ferner ist U entschlossen, die M�belproduktion vom Standort L ins Ausland zu verlagern. Dies

teilt er den Arbeitnehmern in L am 1.9.2005 durch einen Aushang am Schwarzen Brett mit. Die

Arbeitnehmer in L fordern von U darauf vehement den Erhalt des Standorts, im Gegenzug sind sie

bereit, Lohneinbußen hinzunehmen. Am 28.10.2005 kommt es nach z�hen Verhandlungen zum

Abschluss eines »Sanierungstarifvertrags« (SanTV) zwischen U und der Gewerkschaft G, der zum

1.11.2005 in Kraft tritt und r�ckwirkend ab 1.5.2005 eine Tariflohnreduzierung um 10 % bei

gleichbleibender Arbeitszeit vorsieht. Eine »Besch�ftigungsgarantie« enth�lt der SanTV nicht. Um-

gesetzt wird der SanTV außerdem dadurch, dass alle Arbeitnehmer am Standort L am 1.11.2005

jeweils einzelne Erkl�rungen unterschreiben und U zukommen lassen, in denen sie jeweils auf 10 %

ihres Lohns im Zeitraum vom 1.5.2005 bis 31.10.2005 verzichten. Der gewerkschaftsangeh�rige

Tischlermeister B, dem nach dem Entgelttarifvertrag, den G und der AGV abgeschlossen haben

(EntgTV), ein Entgeltanspruch von 3.000,- E monatlich zusteht, ist – obwohl auch er die Erkl�rung

unterschrieben hat – �berhaupt nicht einverstanden, als U einen R�ckzahlungsanspruch in H�he

von 1.800,- E f�r die Monate Mai bis Oktober 2005 geltend macht. Von den K�rzungen habe er

erst am 28.10.2005 erfahren. Es k�nne nicht angehen, ihm nachtr�glich seinen bereits erdienten

Lohn zu nehmen. Der SanTV habe den EntgTV auch nicht ab�ndern oder verdr�ngen k�nnen. Im
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�brigen habe er das Geld f�r einen Hausbau angespart, mit dem er so schnell wie m�glich beginnen

wolle. U verweist hingegen auf einen Zeitungsartikel, wonach schon im April 2005 von einer nicht

ganz auszuschließenden Standortverlagerung und anderen Sanierungsvarianten bei U berichtet

wurde. Zudem sei der Lohnverzicht immer noch besser als der Verlust des Arbeitsplatzes.

1. Ist die K�ndigung des A wirksam?

2. Hat U einen R�ckzahlungsanspruch gegen B in H�he von 1.800,- E?

n BEARBEITERHINWEIS
Auf §§ 305 ff. BGB und Vorschriften des AGG ist bei der Bearbeitung nicht einzugehen.

n L�SUNG

n FRAGE 1
Die K�ndigung des Arbeitsverh�ltnisses des A ist wirksam, wenn U form- und fristgerecht eine

K�ndigung gegen�ber A ausgesprochen hat und weder besondere noch allgemeine Unwirksamkeits-

gr�nde vorliegen.

A. WIRKSAME K�NDIGUNGSERKL�RUNG
Die laut Sachverhalt form- und fristgerechte K�ndigung zum 31.12.2005 wurde von der Verkaufs-

leitung unter Einhaltung der §§ 164 ff. BGB abgegeben und ist A zugegangen. U hat die K�ndigung

damit wirksam erkl�rt.

B. KEINE FINGIERTE WIRKSAMKEIT GEM. §§ 4, 7 KSchG
Die Rechtswirksamkeit der K�ndigung wird nicht schon nach §§ 4, 7 KSchG fingiert. Die K�n-

digungsschutzklage wurde zwei Wochen nach Zugang der K�ndigung und somit rechtzeitig vor

Ablauf der Dreiwochenfrist des § 4 S. 1 KSchG erhoben (zum seit dem 1.1.2004 ge�nderten und

umstrittenen Anwendungsbereich des § 4 KSchG, vgl. Henssler/Willemsen/Kalb/Pods/Quecke Ar-

beitsrecht Kommentar, 2. Aufl. 2006, § 4 KSchG Rn. 7; Lieb/Jacobs Arbeitsrecht, 9. Aufl. 2006,

Rn. 376).

Einhaltung der K�ndigungs-

schutzklagefrist

C. UNWIRKSAMKEIT GEM. § 85 SGB IX i.V.m. § 134 BGB
Die K�ndigung k�nnte gem. § 85 SGB IX i.V.m. § 134 BGB nichtig sein. Nach § 85 SGB IX

bedarf die ordentliche K�ndigung des Arbeitsverh�ltnisses mit einem Schwerbehinderten der vor-

herigen Zustimmung des Integrationsamtes. A war im Zeitpunkt des Zugangs der K�ndigung

Schwerbehinderter im Sinne des § 2 II SGB IX (vgl. APS/Vossen 2. Aufl. 2004, § 85 SGB IX Rn. 8).

Auch hat das Integrationsamt seine damit erforderliche Zustimmung erteilt. Deren Wirksamkeit

k�nnte jedoch der durch den Anwalt des A eingelegte Widerspruch entgegenstehen. Die Zustim-

mung des Integrationsamtes stellt einen belastenden Verwaltungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG

dar (APS/Vossen a.a.O. § 88 SGB IX Rn. 5). Ein entsprechender Widerspruch hat damit gem. § 80 I

1 VwGO grunds�tzlich aufschiebende Wirkung. Gerade diese aufschiebende Wirkung wird jedoch

durch § 88 IV SGB IX als lex specialis ausgeschlossen. Der Widerspruch hat also keinen Einfluss auf

die erteilte Zustimmung. Die Voraussetzungen des § 85 SGB IX sind infolgedessen gewahrt.

Keine aufschiebende Wirkung

der Zustimmung

D. UNWIRKSAMKEIT GEM. § 613A IV 1 BGB
Die K�ndigung ist nach § 613a IV 1 BGB unwirksam, wenn sie wegen eines Betriebs�bergangs

ausgesprochen wurde.

I. Betriebs�bergang
Das setzt voraus, dass der �bergang eines Betriebs oder Betriebsteils von U auf P stattgefunden hat.

Die im Dezember 2005 getroffene Maßnahme betrifft nicht nur einen Betriebsteil, sondern den

gesamten Betrieb am Standort K. Entscheidend f�r den Betriebs�bergang ist, ob eine ihre Identit�t

bewahrende wirtschaftliche Einheit im Sinne einer organisierten Zusammenfassung von Ressourcen

zur Verfolgung einer wirtschaftlichen Haupt- oder Nebent�tigkeit �bergeht (siehe Art. 1 I lit. b

Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12.3.2001, ABlEG 2001 L 82/16; ErfK-Preis, 7. Aufl. 2007,

§ 613a BGB Rn. 6). Nach der Rechtsprechung des EuGH h�ngt der identit�tswahrende Charakter

des �bergangs von der Art des betreffenden Unternehmens ab. Maßgeblich soll sein, ob das

Unternehmen durch materielle oder immaterielle Betriebsmittel gepr�gt ist – dann kommt es

vorrangig auf deren �bernahme an – oder ob der Dienstleistungscharakter im Vordergrund steht.

In diesem Fall ist die �bernahme von Personal entscheidend (EuGH Slg. 1997, I-1259, Rn. 21 –

Ayse S�zen; BAGE 86, 20 [28]; zuletzt NJW 2007, 107 [108]). Ein M�belhaus ist typischerweise

durch sein Warenangebot und -bestand, die Ausstattung der Verkaufsr�ume sowie seine Kunden-

beziehungen gekennzeichnet. Nicht zuletzt spielt aber auch ein entsprechend geschultes Personal

eine wichtige Rolle. W�hrend P das Sortiment von U nicht �bernommen hat, bleiben Art des

�bergang eines Betriebs oder

Betriebsteils
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